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1. Beschreibung des Dissertationsvorhabens 

1.1 Einleitung 

In Zeiten von Krisen erlebt der „starke Staat“ eine bemerkenswerte Renaissance.1 Als Garant 

öffentlicher Aufgabenwahrnehmung fungiert dieser als Adressat finanzieller Entlastungsrufe 

von krisengebeutelten Unternehmen und Privathaushalten. Es überrascht daher nicht, dass 

auch im Falle kriegsbedingter Energiehöchstpreise entsprechende Hilferufe nicht ohne 

Resonanz verhallten, sondern mit mehreren Entlastungs- und Antiteuerungsmaßnahmen 

beantwortet wurden. Dabei stellt sich jedoch unweigerlich die Frage nach deren Finanzierung. 

Im Energiesektor, wo eine Kombination aus exogenen Effekten und Strommarktdesign (Merit-

Order-Prinzip)2 bei manchen Energieversorgern für hohe Gewinne und auf Seiten der 

Stromabnehmer:Innen für hohe Energiepreise sorgte, war daher die Forderung nach einer sog 

„Übergewinnbesteuerung“ bzw „Abschöpfung“ dieser Gewinne („Zufallsgewinne“ oder 

„windfall profits“) zu Umverteilungszwecken und zur Finanzierung der 

Entlastungsmaßnahmen überall in Europa auszumachen.3  Auch in Österreich wurden 

entsprechende Konzepte einer solchen Sondersteuer zur Finanzierung von 

Antiteuerungsmaßnahmen vorgeschlagen.4 Schließlich erließ die Europäische Kommission auf 

europäischer Ebene eine „Notverordnung“5, die ua eine „Obergrenze für Markterlöse und 

Verteilung der Überschusserlöse und der Engpasserlösüberschüsse an die Stromkunden“6 

sowie „einen befristeten Solidaritätsbeitrag“7 für den Erdöl-, Erdgas-, Kohle und 

Raffineriebereich vorsieht. 

 

1 Vgl bereits bzgl der Bankenkrise Knauff, DÖV 2009, 581 ff. 
2 Der Strompreis ergibt sich aus dem sog Merit-Order-Prinzip. Dieses besagt, dass der Preis für Energie durch 
die Grenzkosten des letzten, noch zur Deckung der Last benötigten Energieerzeugers bestimmt wird – das sog 
Grenzkraftwerk. Während bspw Windkraftanlagen Grenzkosten gegen Null aufweisen, haben bspw 
Braunkohlekraftwerke und Gaskraftwerke höhere Grenzkosten. Letztere werden allerdings für die Deckung der 
Spitzenlast benötigt. Da Kraftwerke mit höheren Grenzkosten (als Grenzkraftwerke) den Marktpreis 
bestimmen, der auch für EE-Kraftwerke gilt, erwirtschaften diese hohe Gewinne, vgl zum Merit-Order-Prinzip 
Wawer, Elektritzitätswirtschaft (2022), S. 136 ff. 
3 Vgl Überblick Boheim/Peneder/Schratzenstaller, WIFO – Research Briefs (20/2022), 9 ff. 
4 Vgl bspw ÖGB/Arbeiterkammer, Übergewinne besteuern - Factsheet 27.08.2022. 
5 VO (EU) 1854/2022 des Rates vom 6. Oktober 2022 über Notfallmaßnahmen als Reaktion auf die hohen 
Energiepreise, ABl LI 2022/261. 
6 NotfallVO (EU) 1854/2022 ABl LI 2022/261, 14. 
7 NotfallVO (EU) 1854/2022 ABl LI 2022/261, 18. 



In Ö wurde diese Verordnung8 mit dem Energiekrisenbeitrag-Strom-Gesetz und dem 

Energiekrisenbeitrag-Fossile Energieträger-Gesetz umgesetzt.9 

Aufgrund der Neuartigkeit dieser fiskalischen Maßnahmen stellen sich sowohl auf unionaler 

als auch nationaler Ebene unweigerlich die Fragen nach den rechtlichen Kompetenzen der 

handelnden Organe, den abgabenrechtlichen Rahmenbedingungen und Schranken besagter 

Maßnahmen. 

1.2 Untersuchungsgegenstand und Methodik 

Das vorliegende Dissertationsprojekt beschäftigt sich mit ausgewählten Möglichkeiten der 

Verwendung von Zufallsgewinnen („windfall profits“) zur Erfüllung und Finanzierung 

energiepolitischer Aufgaben aus abgabenrechtlicher Sicht. Bei der Auslegung von sowohl 

europäischen als auch nationalen Normen wird auf die anerkannten Grundsätze der 

juristischen Methodenlehre und Hermeneutik zurückgegriffen. 

Der erste Teil der Arbeit versteht sich als Grundlagenteil. Ausgehend von den ökonomischen 

Grundlagen des Strom- und Gashandels (Stichwort Merit-Order-Prinzip) wird die Entstehung 

von sog Zufallsgewinnen beschrieben, wobei auch Klarheit bzgl der im medialen Kontext 

oftmals missverständlich gebrauchten Terminologie geschaffen werden soll. Darüber hinaus 

erfolgt eine Nachzeichnung der (europäischen) energiepolitischen Entwicklung (vom Monopol 

bis zum liberalisierten Sektor), wobei insbesondere die sich wandelnde Rolle des Staates im 

Bereich der Energieversorgung als Teil der Daseinsvorsorge10 beleuchtet wird (von der 

Erfüllungs- zur Gewährleistungspflicht). Untersucht wird dabei insb, ob oder inwieweit das 

herrschende Staatsbild des Gewährleistungsstaates und die daraus resultierende 

Gewährleistungsverantwortung sich auch auf die (rechtlichen) Finanzierungsmöglichkeiten 

von energierechtlichen Aufgaben als Teil der Daseinsvorsorge auswirkt.11 Zu guter Letzt folgt 

 

8 Die VO, die auf Art 122 AEUV gestützt wurde, ist zwar unmittelbar anwendbar, lässt aber durch ihre 
Ausgestaltung Mindeststandard den MS noch viel Gestaltungs- bzw Verschärfungsspielraum, weshalb eine 
nationale Umsetzung in Ö erfolgen musste; vgl IA EKBSG 2022, 3024/A 27. GP 6, wonach die VO „unzählige 
Bestimmungen [enthält], die einen Regelungsbedarf durch die Mitgliedstaaten nach sich ziehen (zB Optionen 
[…])“. 
9 Das EKBSG und EKBFG, beide umgesetzt mit BGBl I 2022/220. 
10 Vgl zum Begriff der Daseinsvorsorge allgemein Knauff, Der Gewährleistungsstaat, 38 ff. 
11 Vgl bspw zur Frage nach der Finanzierung des Netzausbaus in Deutschland Franke, Finanzierung, 1 (8). 



die Behandlung der rechtlichen Grundlagen des Energierechts iRe Mehrebenensystems 

(Europarecht und nationales Recht).  

Im zweiten Teil werden die Möglichkeiten fiskalischer Maßnahmen im Energiesektor auf 

europäischer Ebene behandelt. Als Ausgangspunkt dient dafür eine generelle Behandlung des 

europäischen Steuer- und Abgabenrechts und des europäischen Abgabenbegriffs. Dabei gilt 

es zu beachten, dass die EU kein Verfassungsstaat und somit auch kein Steuerstaat im 

herkömmlichen Sinne ist. Ihr kommt grds weder Steuer- noch Ertragshoheit zu, weil diese nach 

wie vor bei den Mitgliedstaaten liegen.12 Kompetenznormen, die gesetzgeberisches Handeln 

auf dem Gebiet des Steuerrechts erlauben, sind daher regelmäßig an ein besonderes 

Gesetzgebungsverfahren mit Einstimmigkeit im Rat der EU geknüpft, um das fiskalische 

Interesse bzw die fiskalischen Ressourcen der Mitgliedstaaten zu schützen.13 Darüber hinaus 

erschöpft sich die europäische Steuer- und Abgabengesetzgebung im Wesentlichen in der 

Harmonisierung durch Richtlinien.14 Allerdings ist es dem europäischen Gesetzgeber  laut 

EuGH auch möglich, abgabenrechtliche Regelungen auf Sachkompetenzen (im Gegensatz zu 

Fiskalnormen) zu stützen (bspw Parafiskalische Abgaben).15 Die Besonderheit liegt darin, dass 

hierfür grds nur das ordentliche Gesetzgebungsverfahren vorgesehen ist und somit keine 

Einstimmigkeit erforderlich ist. Vor diesem Hintergrund soll nun herausgearbeitet werden, 

welche abgabenrechtlichen Möglichkeiten dem europäischen Gesetzgeber zur Verfügung 

stehen, um energierechtliche Aufgaben zu finanzieren und welche Maßnahmen einer 

Einstimmigkeit bedürfen. Dabei werden zuerst mögliche ausgewählte Kompetenznormen 

analysiert (allen voran Art 122 Abs 1 und Art 194 Abs 2 und 3 AEUV). Hauptaugenmerk soll 

dabei auf die Kompetenzabgrenzung gelegt werden. Diesbezüglich stellt sich zum einen die 

Frage, welche Kompetenzen bei der EU liegen und welche bei den Mitgliedstaaten (vertikale 

Kompetenzabgrenzung), zum anderen die Wahl der richtigen europäischen Rechtsgrundlage 

für abgabenrechtliche Regelungen (horizontale Kompetenzabgrenzung). Als letzter Punkt des 

allgemeinen Teils soll auf etwaige Schranken fiskalischer Maßnahmen eingegangen werden, 

 

12 Vgl nur Schaumburg in Schaumburg/Englisch, Europäisches Steuerrecht2 (2020) Rz 1.1 ff mwN. 
13 Vgl bspw Seiler in Grabietz/Hilf/Nettesheim, Recht der Europäischen Union59 (2016) Art 113 AEUV Rz 12; 
Scherer/Heselhaus in Dauses/Ludwigs, Handbuch EU-Wirtschaftsrecht26. EL (2010) Art 192 AEUV Rz 89. 
14 Vgl bspw RL 2011/96/EU des Rates vom 30. November 2011 über das gemeinsame Steuersystem der Mutter- 
und Tochtergesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten, ABl L 2011/345 (Mutter-Tochter-RL) im Bereich der 
direkten Steuern. 
15 Vgl bereits EuGH C-138/78, Stölting, ECLI:EU:C:1979:46. 



wobei vor allem die allgemeinen Kompetenzschranken und Grundrechte im Vordergrund 

stehen. Nach erfolgter Behandlung dieses allgemeinen kompetenzrechtlichen Teils soll die 

konkrete Möglichkeit einer Abschöpfung/Zufallsgewinnsteuer anhand der „Notverordnung“16 

der Europäischen Kommission dargestellt werden, indem diese rechtlich eingeordnet wird. Im 

Zentrum steht dabei die rechtliche Qualifikation der Verordnung selbst sowie die rechtliche 

Qualifikation der einzelnen, abgabenrelevanten Maßnahmen in der Verordnung sowie deren 

Vereinbarkeit mit der gewählten Rechtsgrundlage (Art 122 Abs 1 AEUV).  

Der dritte Teil der Dissertation widmet sich der nationalen Ebene. Ausgehend vom 

österreichischen Abgabenbegriff wird der abgabenrechtliche Handlungsspielraum des 

österreichischen Gesetzgebers aufgezeigt. Dabei wird sowohl auf die europarechtlichen 

Grundlagen als auch den nationalen Rechtsrahmen eingegangen. Denn auch auf nationaler 

Ebene hat die Ausgestaltung einer „Abschöpfungsmaßnahme“ Einfluss darauf, welche 

verfassungsrechtlichen Vorgaben zu gelten haben, bspw bzgl der Frage, ob der 

Geltungsbereich des F-VG eröffnet ist oder ob die allgemeine Kompetenzverteilung des B-VG 

zur Anwendung gelangt.17 Davon ausgehend wird die nationale Umsetzung der 

„Notverordnung“ durch das EKBS18 und das EKBFG19 beleuchtet. Nach einer 

Gegenüberstellung der österreichischen Umsetzung mit der deutschen erfolgt zu guter Letzt 

eine Analyse der möglichen Schranken des Gestaltungsspielraums des nationalen 

Gesetzgebers.  

1.3 Forschungsstand 

Das (Europäische) Steuerrecht wird bereits in einigen Grundsatzwerken thematisiert, ebenso 

das (Europäische) Energierecht.20 Erstere sind jedoch vielfach sehr allgemein gehalten und 

 

16 VO (EU) 1854/2022 des Rates vom 6. Oktober 2022 über Notfallmaßnahmen als Reaktion auf die hohen 
Energiepreise, ABl LI 2022/261. 
17 Vgl dazu allgemein nur Achatz, Gestaltungsspielraum bei der Auswahl von Steuergegenständen, in 
Kofler/Lang/Rust/Schuch/Spies/Staringer (Hrsg), Steuerpolitik und Verfassungsrecht (2023) 1 (3) mwN.   
18 Bundesgesetz über den Energiekrisenbeitrag-Strom (EKBSG), BGBl I 2022/220 
19 Bundesgesetz über den Energiekrisenbeitrag-fossile Energieträger (EKBFG), BGBl I 2022/220. 
20 Vgl für das Europäische Steuerrecht bspw Schaumburg/Englisch, Europäisches Steuerrecht2 (2020); Weber-
Grellet, Europäisches Steuerrecht2 (2016); Kokott, Das Steuerrecht der Europäischen Union (2018); vgl für das 
Energierecht bspw Schneider/Theobald, Recht der Energiewirtschaft5 (2021); Säcker, Berliner Kommentar zum 
Energierecht4 (2017); Storr, Energierecht (2022); Winkler/Baumgart/Ackermann, Europäisches Energierecht 
(2021). 



behandeln kaum konkrete Sachpolitiken (bspw Energiepolitik) oder weisen bei Behandlung 

bestimmter Sachkompetenzen keinen abgabenrechtlichen Schwerpunkt auf.21 Zweitere 

hingegen behandeln – abseits von Verbrauchssteuern im Energiesektor22 - abgabenrechtliche 

Fragestellungen kaum bis gar nicht. Auch Literatur, die sich explizit sachkompetenzgestützten 

Abgaben (bspw Parafiskalische Abgaben) widmet, behandelt wiederum andere Sektoren 

(bspw den Bankensektor) und nicht den Energiesektor.23 Die wenigen Beiträge, die auf die 

aktuellen europäischen Maßnahmen zur Abschöpfung von Zufallsgewinnen eingehen, 

nehmen zwar eine europäische Einbettung der Thematik vor, die nationale beschränkt sich 

jedoch auf Deutschland.24 Die Kombination aus strommarktdesignbedingten „windfall 

profits“ und krisenbedingtem Finanzierungsbedarf energiepolitischer Ziele sowohl der EU als 

auch der MS verlangt nach neuen Finanzierungsinstrumenten, die wiederum 

(abgaben)rechtliche Fragen aufwerfen. Eine umfangreiche Behandlung und Beantwortung 

dieser Fragen im Energiesektor wurde bisher in der Literatur nicht vorgenommen.  

1.4 Zielsetzungen 

Im Zuge des Dissertationsprojekts werden die rechtlichen Rahmenbedingungen der 

Verwendung von Zufallsgewinnen zur Erfüllung und Finanzierung energiepolitischer Aufgaben 

ausgelotet. Dabei soll die Arbeit eine umfassende Analyse ausgewählter abgabenrechtlicher 

Möglichkeiten und deren Schranken sowohl auf europäischer als auch auf nationaler Ebene 

bieten, wobei eine Beschränkung auf den Energiebereich vorgenommen wird. Die bereits 

erfolgten Maßnahmen zur Abschöpfung und Besteuerung von Zufallsgewinnen im 

Energiebereich dienen dabei als Illustrationsbeispiel. Es soll für den zukünftigen Bedarf an 

Finanzierungsinstrumenten eine rechtliche Handlungsanleitung im Energiesektor geschaffen 

werden, die auch einer Extrapolation in andere Politikbereiche zugänglich ist und ua dazu 

beitragen kann, neue Finanzierungswege für künftige Herausforderungen auf europäischer 

 

21 Vgl bspw Hackländer, Die allgemeine Energiekompetenz im Primärrecht der Europäischen Union (2010). 
22 Vgl für einen Überblick über Energieabgaben in Österreich Wagner, Praxishandbuch Energieabgaben (2011); 
Mayer/Stibi, Energie und Steuern (2005). 
23 Vgl bspw Müller, Parafiskalische Abgaben in der EU (2020). 
24 Vgl bspw Valta, Unions- und verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen für eine Übergewinnsteuer am 
Beispiel des Energiekrisenbeitragsgesetzes, StuW 2023, 72; Möller-Klapperich/Rasquin, Ökonomische und 
rechtliche Grundlagen einer Übergewinnsteuer, NJ 2022, 433; Ellerbusch/Nonnenmacher/Thoß, Besteuerung 
nach dem Zufallsprinzip? DB 2023, 344. 



Ebene zu erschließen. Im Zusammenhang mit dieser Zielsetzung ergeben sich insbesondere 

folgende Forschungsfragen: 

• Was versteht man unter Zufallsgewinnen? Versuch einer terminologischen Fassung 

verschiedener Begriffe. 

• Wie entstehen Zufallsgewinne? 

• Welche Bedeutung hat die (preiswerte) Energieversorgung heute im 

Mehrebenensystem? 

• Welche Rolle kommt der EU und den Mitgliedstaaten bzgl der (preiswerten) 

Energieversorgung zu?  

• Welche abgabenrechtlichen Möglichkeiten bestehen für die Abschöpfung von 

Zufallsgewinnen? 

• Welche Steuer- und Abgabenkompetenzen liegen allgemein bei der EU? 

• Kann auf Basis von Sachkompetenzen eine neue „Finanzierungssäule“ der EU zur 

Finanzierung öffentlicher Aufgaben etabliert werden? 

• Welche Kompetenzen hat die EU für abgabenrechtliche Maßnahmen zur Abschöpfung 

von Zufallsgewinnen im Energiesektor? 

• Sind diese Kompetenzen auf den Krisenfall (Stichwort Art 122 AEUV) beschränkt? 

• Wie weit reicht der Anwendungsbereich von Art 194 als Kompetenznorm und welche 

abgabenrechtlichen Maßnahmen unterliegen der Einstimmigkeit? 

• Welche Kompetenzabgrenzungsschwierigkeiten stellen sich in vertikaler und 

horizontaler Hinsicht? 

• Rechtfertigt die besondere Stellung des Energierechts innerhalb des 

Mehrebenensystems eine Ausweitung der Steuer- und Abgabenkompetenzen auf 

europäischer Ebene? 

• Welche Schranken der Abschöpfung bestehen auf europäischer und nationaler Ebene? 

• Wie werden die europäischen Maßnahmen in Österreich umgesetzt und welche 

Folgen hat die spezifische Umsetzung? 

• Welche alternativen Umsetzungsmöglichkeiten gäbe es und wie erfolgte die 

Umsetzung in Deutschland? 



2. Sach- und Finanzmittel 

Im Rahmen des Dissertationsvorhabens wird primär auf die bestehenden Ressourcen der 

Universität Wien zurückgegriffen. Die Recherche erfolgt überwiegend in Bibliotheken und 

Datenbanken, weshalb keine spezifischen Sach- oder Finanzmittel benötigt werden. 

3. Zeitplan 

Es wurden bereits sämtliche vom Curriculum vorgeschriebenen Lehrveranstaltungen positiv 

abgeschlossen. Die Finalisierung des Dissertationsvorhabens soll Ende 2023/Anfang 2024 

erfolgen. Im Anschluss daran sind die Einreichung der finalen Version und der Antritt zur 

Defensio geplant. 

4. Auszüge aus der vorläufigen Gliederung 
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Energiesektor 
6. Rechtliche Grundlagen des Energierechts – Energierecht im Mehrebenensystem 

6.1. Wirtschaftsverfassungsrechtlicher Rahmen 
6.2. Primärrecht 
6.3. Sekundärrecht 
6.4. Nationales Recht 

 
  



ZWEITER TEIL – Fiskalische Möglichkeiten zur Finanzierung energiepolitischer Ziele auf 
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DRITTER TEIL – Fiskalische Möglichkeiten zur Finanzierung energiepolitischer Ziele auf 
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1. Ausgewählte nationale Finanzierungsmöglichkeiten 
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